Zum Geleit. 


Als mich die Verlagsanſtalt Tyrolia um die Herausgabe der neuen Ver⸗ 
faſſung in einer für die Jugend verſtändlichen Form erſuchte, erſchien mir 
dieſes Vorhaben aller Beachtung wert. Die Kenntnis unſerer Verfaſſung und 
damit unſeres Staates und ſeiner Einrichtungen ſoll im Volke gemehrt werden. 
Dieſem Zwecke können gediegene Ausgaben mit wiſſenſchaftlichen Kommentaren 
für die Fachleute, billige Ausgaben mit volkstümlichen, gemeinverſtändlichen 
Einführungen für breiteſte Volksſchichten dienen. Damit iſt aber noch nicht 
der Kreis der Jugend erfaßt, an die heute aller Wiſſensſtoff in Bildern und 
andern einprägſamen Formen herangebracht wird. Ein Werk dieſer Art fehlte 
bis jetzt. Das vorliegende Buch füllt dieſe Lücke; es will das Intereſſe der 
Jugend durch bildliche Darſtellungen gewinnen und in verſtändlichem, einfachem 
Begleittext ihr Verſtändnis für die neuen ſtaatlichen Einrichtungen gewinnen. 
Damit iſt der Grund gelegt, auf dem die Liebe zum Vaterland gepflegt werden 
kann. Die Vaterlandsliebe der Jugend ins Herz zu pflanzen, iſt aber Aufgabe 
der Familie und der Schule. Der Familie und der Schule mag dann auch 
dieſes Buch eine Hilfe ſein. 

Den Bearbeitern des Werkes, die auf dem Titelblatt genannt ſind, ſei 
herzlich gedankt. Möge ein guter Erfolg des Unternehmens ihnen große Be⸗ 
friedigung bringen! 


Wien, im Dezember 1934. 
Dr. Ender 


dzt. Präſident des Rechnungshofes. 
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Alle Rechte, insbeſondere das Recht der Uberſetzung in fremde Sprachen, bei Verlagsanſtalt Tyrolia, Innsbruck 1935. 


Copyright in Auſtria. — Satz, Druck und Einband in der eigenen Anſtalt in Innsbruck. 
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1. Der Staat. 


Nach unſerer chriſtlichen Weltauffaſſung ſtammt alles vom ewigen Gott; er hat den Menſchen zu 
einem Weſen gemacht, das durch ſeine Anlagen, ſeine Neigungen und Bedürfniſſe nach geſellſchaftlichem 
Zuſammenſchluß verlangt. Dieſer Zuſammenſchluß bezieht ſich aber nicht nur auf die Familie, ſondern 
reicht darüber hinaus. Wenn der Zuſammenſchluß der Menſchen ſeinen Zweck erfüllen ſoll, ſo darf er 
nicht nur zufällig oder vorübergehend ſein; der Zuſammenſchluß der Menſchen muß vielmehr feſt, 
dauernd und geordnet ſein. Wir ſprechen von einem Staat, wenn größere Gruppen von Menſchen auf 
einem räumlich abgegrenzten Gebiete (Staatsgebiete) dauernd miteinander verbunden ſind, um die 
gemeinſamen Intereſſen unter gemeinſamer Führung zu wahren. 


Welche Aufgaben hat nun der Staat? 


1. Der Staat ſorgt für die Sicherheit feiner Bürger; er bietet Schutz gegen äußere Feinde und ſorgt für die Auf- 
rechterhaltung der Ruhe, Ordnung und Sicherheit im Innern. 

2. Er fördert die öffentliche und die private Wirtſchaft. Der Staat betreibt einzelne, beſonders wichtige Betriebe ſelbſt 
(Tabak, Salz, Poſt uſw.), auf andere öffentliche Unternehmungen übt er einen maßgebenden Einfluß aus (Bahnen, 
Banken, Radio). Der Staat iſt aber auch weſentlich daran intereſſiert, daß die privaten Wirtſchaften im Staats⸗ 
gebiete blühen. Er ſorgt daher für das Gedeihen der Landwirtſchaft, der Induſtrie, des Handels, des Gewerbes, 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer, für Erzeuger und Verbraucher. Zu dieſem Zwecke ſchließt er Handelsverträge 
ab, ſetzt Schutzzölle feſt, verbeſſert die Verkehrswege, nimmt Einfluß auf Erzeugung und Abſatz, auf Preis- 
geftaltung uſw. Der Staat muß aber darauf bedacht fein, einen richtigen Ausgleich unter den einzelnen Berufs- 
ſtänden zu ſchaffen, es darf kein Stand zu ſehr belaſtet oder zum Schaden eines anderen Berufsſtandes übermäßig 
gefördert werden. 

3. Der Staat pflegt die geiſtige und ſoziale Wohlfahrt der Bürger. Er gewährt den Schutz für die ungeſtörte Aus- 
übung der Religion, er gründet und erhält Schulen der verſchiedenſten Arten und unterſtützt künſtleriſche Ver⸗ 
anftaltungen. — Auch die körperliche Wohlfahrt der Bürger läßt ſich der Staat angelegen fein. Dieſem Zwecke 
dient in erſter Linie die ſoziale Fürſorge des Staates. Der Staat erläßt Beſtimmungen zum Schutze des Arbeiters 
vor Unfällen im Betriebe, zum Schutze gegen die Auswirkungen der Arbeitsloſigkeit und der Krankheit, über eine 
beſcheidene Verſorgung im Falle der Arbeitsunfähigkeit, über die Einſchränkung der Arbeitszeit uſw. Auch ſorgt 
der Staat dafür, daß den Bürgern für den Fall des Bedarfes Krankenhäuſer, Heil- und Pflegeſtätten und andere 
Einrichtungen zur Verfügung ſtehen. 

Soll in einem Staate dauernd Ordnung herrſchen, müſſen ſeine Grundlagen geregelt ſein. Jeder 
Verein hat Satzungen. In dieſen iſt beſtimmt, wie im Verein Ordnung herrſchen ſoll und welche Rechte 
und Pflichten die Vereinsmitglieder haben. So hat auch der Staat Satzungen, die man Verfaſſung 
nennt. Dieſe wichtige Urkunde enthält Beſtimmungen über die Staatsform, über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger, über die Art der Erlaſſung von Geſetzen und die Grundzüge der Verwaltung, über 
die Art der Beteiligung des Volkes an der Geſetzgebung und Verwaltung ſowie über die Überprüfung 
der Verwaltung. 

Wenn auch Gott als Schöpfer des Staates gilt, ſo hat er doch die einzelne Staatsgründung der 
freien Tätigkeit der Menſchen überlaſſen. Wir finden daher in den einzelnen Staaten verſchiedene 
Staatsformen; es ſind hier beſonders die wirtſchaftlichen, geſchichtlichen und geographiſchen Verhält⸗ 
niſſe von ausſchlaggebender Bedeutung. 

Auch in Oſterreich war die Geſtalt des Staatsweſens nicht immer dieſelbe. Der abſoluten Mon- 
archie, in der die geſamte Staatsgewalt in der Hand des Monarchen vereinigt war, folgte die 
konſtitutionelle Monarchie, in der dem Volke ein gewiſſer Einfluß auf die Geſetzgebung und zum Teil 
auch auf die Verwaltung eingeräumt war. Nach Beendigung des Weltkrieges, als weite Gebiete von 
Oſterreich losgelöſt worden waren, entſtand in Öfterreich die demokratiſche Republik, in der alle voll⸗ 
jährigen Bürger berechtigt waren, an der Wahl der geſetzgebenden Körperſchaften des Nationalrates 
und der Landtage teilzunehmen und in der dieſen Körperſchaften nicht nur das ausſchließliche Geſetz⸗ 
gebungsrecht, ſondern auch eine wichtige Einflußnahme auf die Verwaltung zuſtand. Die große Macht⸗ 
ſtellung, die dem Nationalrate und den politiſchen Parteien im Staate eingeräumt war, wurde vielfach 
mißbraucht. Es zeigten ſich gar bald Beſtrebungen, hier Anderungen zu ſchaffen. Die Verfaſſungs⸗ 
reform vom Jahre 1929 erweiterte die Befugniſſe des Bundespräſidenten. Doch konnte auch dieſe Ver⸗ 
faſſungsreform noch nicht eine Befriedigung herbeiführen. Kurz nach der Selbſtausſchaltung des Par⸗ 
lamentes im März 1933 wurden die Arbeiten für eine vollſtändige Neuordnung des ſtaatlichen Lebens 
in Angriff genommen und am 1. Mai 1934 wurde die neue Verfaſſung, genannt die „Verfaſſung 
1934“ verlautbart. 
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Die neue Verfaſſung zeigt gegenüber der bisher in Geltung geftandenen Verfaſſung weſentlich 
andere Grundſätze. 


1. Im Jahre 1931 erſchien das päpſtliche Rundſchreiben „Quadragesimo anno“. In dieſem Rundſchreiben befür⸗ 
wortet der Heilige Vater die Selbſtverwaltung der Berufsſtände und die Übertragung einſchlägiger Aufgaben vom 
Staat an die Berufsſtände zu felbftändiger Beſorgung. In Öfterreich hat man dieſe Anregung gern aufgegriffen 
und in der neuen Verfaſſung berückſichtigt. Unſere neue Verfaſſung ſieht die ſelbſtändige Beſorgung einzelner ſtaat⸗ 
licher Aufgaben durch die Vereinigungen der Berufsſtände vor; ſie räumt den Berufsſtänden auch eine angemeſſene 
Vertretung in den geſetzgebenden Körperſchaften ein. Unter den Ständen verſtehen wir Gruppen von Menſchen, 
die durch gleichartige Tätigkeit und Leiſtung (Beruf) miteinander verbunden find, für ihr eigenes Wohl, für das 
Wohl ihrer Familie, für das Wohl der Volksgemeinſchaft und des Staates wirken und ſchaffen. Nach dem Geiſte 
der neuen Verfaſſung ſollen ſich die Berufstätigen mehr, als dies bisher der Fall war, zuſammenſchließen, die 
Intereſſen ihres Standes wahrnehmen und fördern und dadurch einander helfen, ihre Arbeit und ihren Beruf 
gewiſſenhaft und freudig zu verſehen. Kurz geſagt: In der berufsſtändiſchen Gliederung der Volksvertretung ſollen 
die Bürger erzogen werden, nach beſten Kräften dem Herrgott, der Heimat und dem Volke zu dienen. Die Ver— 
faſſung will daher ſtändiſch ſein. 

2. Oſterreich ſoll ein Bundesſtaat bleiben. In einem Bundesſtaat iſt in beſtimmten Angelegenheiten das Geſetzgebungs— 
recht und das Recht zur Durchführung der Geſetze Organen des zentralen Staates, dem Bunde, vorbehalten, in 
anderen Angelegenheiten ſteht die Geſetzgebung und die Verwaltung den einzelnen, zu einem Bunde vereinigten 
Gliedſtaaten (Ländern) zu. Oſterreich ſoll nicht in allem zentral regiert werden. Die Geſchichte lehrt, in welch 
reichem Maße die Bewohner unſerer Länder ihre Heimatliebe zum Ausdrucke bringen und bereit ſind, für dieſe 
Heimat in Zeiten der Not die ſchwerſten Opfer zu bringen. Die beſondere Art der Länder ſoll aber auch in einer 
Eigenſtellung jedes Landes ſeinen Ausdruck finden. Die Errichtung eines reinen Zentralſtaates wäre geeignet 
geweſen, die Kraft des Staates zu ſchwächen und die Staatsfreudigkeit der Staatsbürger zu mindern. Man ſuchte 
bei eee der Verfaſſung die richtige Mitte zwiſchen Vereinheitlichung und Anerkennung der Selbſtändigkeit 
der Länder. 

3. Die Verfaſſung bezeichnet unſer Staatsweſen als chriſtlichen Staat; bei der chriſtlichen Lebensauffaſſung unſeres 
ganz überwiegend katholiſchen Volkes iſt man gewiß berechtigt, dieſe Bezeichnung anzuwenden. Es ſoll dadurch 
auch zum Ausdruck kommen, daß Geſetzgebung und Verwaltung dieſes Staates von echt chriſtlichem Geiſte durch⸗ 
drungen und beſtrebt ſein ſollen, Gerechtigkeit im göttlichen Sinne zu üben. 

4. Unſer Staat wird ferner als deutſcher Staat bezeichnet; bei dem rein deutſchen Charakter unſerer Bevölkerung, 
bei der geſchichtlichen Bedeutung Oſterreichs für das Deutſchtum, ferner im Hinblick auf die Aufgabe, die Öfter- 
reich auch heute noch für das Deutſchtum zukommt, darf man mit Recht von einem deutſchen Staate ſprechen. 

5. Unſer Staat braucht eine ſtarke Regierung, die von den geſetzgebenden Körperſchaften nicht allzu abhängig iſt. Nur 
eine ſtarke Regierung iſt bei den heutigen ſchwierigen Verhältniſſen in der Lage, ihre Aufgaben zum Wohle des 
Volkes zu erfüllen. Die Verfaſſung will daher eine ſogenannte autoritäre Regierung ſchaffen, die mit wichtigen 
Vollmachten ausgeſtattet iſt. Dieſe beſonderen Vollmachten ſind in Notzeiten beſonders weitgehend, indem dem 
Bundespräſidenten und der Bundesregierung auch das Recht zuſteht, durch Notverordnung geſetzändernde, ja zum 
Teil ſogar verfaſſungsändernde Beſtimmungen zu treffen. 


Nach dieſen Erklärungen verſtehen wir die Einleitung zur neuen Verfaſſung, die lautet: 


„Im Namen Gottes, des Allmächtigen, von dem alles Recht ausgeht, erhält das öſterreichiſche Volk 
für ſeinen chriſtlichen deutſchen Bundesſtaat auf ſtändiſcher Grundlage dieſe Verfaſſung.“ 


2. Allgemeines über Geſetzgebung und Vollziehung. 


Damit der Staat ſeine Zwecke erreichen kann, iſt es nötig, für die verſchiedenen Verwaltungsgebiete 
allgemein gültige Vorſchriften zu erlaſſen. Dieſe Vorſchriften bezeichnen die Grenzen, innerhalb deren 
die Staatsbürger ſich frei betätigen können. Zur Erlaſſung ſolcher allgemeiner Vorſchriften iſt in der 
Regel die Mitwirkung beſonderer Körperſchaften und ein beſonderes Verfahren bei der Beſchlußfaſſung 
und Verlautbarung erforderlich. Dieſe Vorſchriften allgemeiner Art nennen wir Geſetze. Es können 
aber auch Verwaltungsbehörden allgemein verbindliche Vorſchriften erlaſſen: ſolche Vorſchriften nennen 
wir Verordnungen. Die Verordnungen dürfen aber — von den ſogenannten Notverordnungen ab— 
geſehen — nur im Rahmen geſetzlicher Ermächtigung erlaſſen werden; die Geſetze ſind an ſolche Er— 
mächtigungen nicht gebunden, doch dürfen die Geſetze nicht der Verfaſſung widerſprechen. Die Behörden 
erlaſſen auch Beſcheide, das ſind Verfügungen, die für den Einzelfall gelten. 

In einzelnen Angelegenheiten iſt der Bund, in anderen Angelegenheiten ſind die Länder zur Er— 
laſſung von Geſetzen zuſtändig; es müſſen hier drei Gruppen unterſchieden werden: beſtimmte, in der 
Verfaſſung aufgezählte Angelegenheiten müſſen für das ganze Bundesgebiet einheitlich geregelt werden; 
bei anderen wieder erſcheint nur eine Gleichmäßigkeit in den Grundſätzen notwendig, während die 
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Einzelheiten der Eigenart und den beſonderen Verhältniſſen der Länder entſprechend geordnet werden 
können. Die nicht auf dieſe Weiſe dem Bunde vorbehaltenen Angelegenheiten unterliegen völlig dem 
Geſetzgebungsrechte der Länder. 


So beſtimmt die Verfaſſung, daß u. a. in folgenden Angelegenheiten dem Bunde das Geſetzgebungsrecht allein zuſteht: Zollweſen, Paß⸗ 
weſen, Poft-, Telegraphen- und Fernſprechweſen, Geld-, Kredit, Bank- und Sparkaſſenweſen, Maß- und Gewichtsweſen, Bergweſen, Forft- 
weſen, Monopolweſen, Rundfunkweſen, Juſtizweſen, Privatrecht und gerichtliches Strafrecht, Geſundheitsweſen, Militärweſen, allgemeine 
Angelegenheiten der Wiſſenſchaft und der Kunſt, Eiſenbahnen, Schiffahrt, Kraftfahrweſen, Bundesſtraßen, Bundespolizei und Bundesgendar⸗ 
merie, Sicherheitsweſen, äußere Angelegenheiten, Gewerbeweſen, Waſſerrecht, Regulierung und Inſtandhaltung der Gewäſſer, Wildbachver— 
bauung, Sozialverſicherungsweſen, Kriegsfürſorge, Kriegswirtſchaft, Staatsbürgerſchaft, Hochſchulen, Mittelſchulen uſw. 


In den Angelegenheiten des Armenweſens, des Heimatrechtes, der Volks und Hauptſchulen, der Bodenreform uſw. erläßt der Bund 
Geſetze über die Grundſätze und die Länder erlaſſen die Ausführungsgeſetze. In den Angelegenheiten, die in der Verfaſſung der Geſetzgebung des 
Bundes zur Gänze oder bezüglich der Grundſätze nicht ausdrücklich vorbehalten ſind, ſind die Länder zur Geſetzgebung zuſtändig, ſo beiſpielsweiſe 
hinſichtlich der Gemeindeangelegenheiten, der Jagd, der Fiſcherei, des Bauweſens, der Feuerpolizei uſw. Der Bund kann ſein Geſetzgebungsrecht 
in einzelnen Fällen durch Bundesgeſetz auf die Länder übertragen, in gleicher Weiſe können die Länder ihr Geſetzgebungsrecht in einzelnen Fällen 
auf den Bund übertragen. 


Die Bundes- und Landesgeſetze müſſen, wenn ſie wirkſam ſein ſollen, auch durchgeführt werden; 
hiezu ſind die Verwaltungsbehörden und die Gerichte berufen. Dieſe Durchführung der Geſetze nennt 
man auch Vollziehung. Man muß hier unterſcheiden, ob die Vollziehung dem Bunde oder den Ländern 
zuſteht. Von Ausnahmen abgeſehen, ſteht die Vollziehung den Ländern in allen Angelegenheiten zu, 
in denen die Geſetzgebung nicht ausſchließlich dem Bunde vorbehalten iſt. Da die Angelegenheiten der 
Vollziehung ſehr umfangreich ſind, muß dem Bunde und den Ländern ein größerer Behörden-Apparat 
zur Verfügung ſtehen. Die oberſte Verwaltung in den Bundesangelegenheiten obliegt — wenn nicht 
die Gerichte damit betraut ſind — dem Bundespräſidenten, der Bundesregierung oder den einzelnen 
Bundesminiſtern (ſiehe Seite 21). In Unterordnung unter die einzelnen Bundesminiſter obliegt die 
Bundesverwaltung in den Ländern teils eigenen Bundesbehörden (Finanzlandesdirektionen, Bezirks⸗ 
ſteuerbehörden uſw.) — man nennt dies unmittelbare Bundesverwaltung — oder dem Landeshaupt 
mann und den ihm unterſtellten Landesämtern — mittelbare Bundesverwaltung —. Beiſpielsweiſe 
werden die Angelegenheiten des Gewerbes in oberſter Inſtanz vom Bundesminiſter für Handel und 
Verkehr, in Unterordnung vom Landeshauptmann und in weiterer Unterordnung von den Bezirks— 
hauptmannſchaften verwaltet. Die Angelegenheiten der direkten Bundesſteuern werden in oberſter 
Inſtanz vom Bundesminiſter für Finanzen, in Unterordnung von den Finanzlandesdirektionen und 
in weiterer Unterordnung von den Bezirksſteuerbehörden verwaltet. 


In den Angelegenheiten, in denen die Vollziehung dem Lande zuſteht, iſt die Landesregierung 
(Seite 19) oberſte Inſtanz. Ihr untergeordnet ſind die Bezirkshauptmannſchaften oder andere Landes— 
ämter (3. B. Landesabgabenamt) oder die Bürgermeiſter (Seite 18 und 19). Die Bürgermeiſter können 
auch in Angelegenheiten der Bundesvollziehung in erſter Inſtanz mit der Verwaltung betraut werden. 


In den Angelegenheiten des Schulweſens iſt das Bundesminiſterium für Unterricht (Seite 24 und 25) 
die oberſte Verwaltungsſtelle. In den Ländern werden die Schulangelegenheiten vom Landesſchulrate, 
in den Verwaltungsbezirken vom Bezirksſchulrate und in den Gemeinden vom Ortsſchulrate beſorgt. 
Vorſitzender des Landesſchulrates iſt der Landeshauptmann, des Bezirksſchulrates der Bezirkshaupt⸗ 
mann und des Ortsſchulrates der Bürgermeiſter. 


Der Landesſchulrat und der Bezirksſchulrat ſind unmittelbare Bundesbehörden, doch haben die 
Länder in dieſen Behörden eine entſprechende Vertretung. In den Ortsſchulrat entſendet auch die 
Gemeinde eine Vertretung. 


3. Grundfägliche Beſtimmungen. 


Oſterreich ift nach der neuen Verfaſſung ein ſtändiſch geordneter Bundesſtaat. Dieſer beſteht aus 
der bundesunmittelbaren Stadt Wien und den acht Ländern: Burgenland, Kärnten, Niederöſterreich, 
Oberöſterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg. 

Die Farben Oſterreichs ſind rot-weiß-rot. Das Staatswappen Oſterreichs beſteht aus einem Dop⸗ 
peladler, dem alten Reichsadler, der ſeit Jahrhunderten zum öſterreichiſchen Staatswappen gehörte. 
Auf der Bruſt hat der Adler das Bindenſchild der Babenberger: rot-weiß-rot. Dadurch ſoll zum Aus— 


(Fortſetzung Seite 8) 


4. Das Konkordat. 


Unſere neue Verfaſſung hat in beſonderer Weiſe den Schutz der Kirchen 
und Religionsgeſellſchaften eingeführt. In einem Staate, in dem die Kirche 
nicht geſchützt oder vielleicht gar noch verfolgt wird, kann auf die Dauer kein 
wahres Glück, keine richtige Ordnung, keine wirkliche Gerechtigkeit beſtehen, 
Vorausſetzung hiefür iſt vielmehr der Glaube an Gott. Nach der neuen Ver— 
faffung genießen die katholiſche Kirche und die anderen geſetzlich anerkannten 
Kirchen und Religionsgeſellſchaften öffentlich⸗rechtliche Stellung. 

Mit dem Heiligen Stuhle wurde ein Konkordat, ein feierliches Überein⸗ 
kommen, geſchloſſen, in dem die gegenſeitigen Rechte und Pflichten in den ſowohl 
den Staat als auch die Kirche berührenden Fragen feſtgelegt wurden. Dieſes 
Konkordat ſichert der Kirche jene Freiheit im Staate, die ſie zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben braucht; es gewährt der Kirche auch die notwendige Unterſtützung und 
den notwendigen Schutz des Staates. Im beſonderen ſind auch die Rechte der 
Kirche in bezug auf die Unterrichtserteilung geregelt. 


druck kommen, daß auch der neue Staat ſich feiner Sendung als deutſche Oſtmark bewußt ift. Das 
Staatsſiegel des Bundesſtaates Öfterreich weiſt das vorhin beſchriebene R mit der Um⸗ 
ſchrift „Oſterreich“ auf. 

Das Bundesgebiet umfaßt das Gebiet der Stadt Wien und die Gebiete der Ränder. 

Das Bundesgebiet bildet ein einheitliches Währungs-, Wirtſchafts⸗ und Zollgebiet. Es iſt daher 
nicht möglich, daß ein Land eine eigene Geldwährung einführen oder für Waren, die aus einem anderen 
Lande des Bundesgebietes eingeführt oder in ein anderes Land ausgeführt werden, einen Zoll erheben 
kann. 

Die Stadt Wien iſt Bundeshauptſtadt und Sitz der oberſten Organe des Bundes. Für die Dauer 
außergewöhnlicher Verhältniſſe, z. B. im Falle des Krieges oder im Falle von Unruhen, kann der 
Bundespräſident den Sitz oberſter Organe des Bundes an einen anderen Ort des Bundesgebietes 
verlegen. 

Die deutſche Sprache iſt die Staatsſprache. 

Die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechtes gelten als Beſtandteile des Bundesrechtes. 

Die geſamte ſtaatliche Verwaltung darf nur auf Grund der Geſetze ausgeübt werden. Die Be— 
hörden können alſo Verordnungen oder Beſcheide nur erlaſſen, wenn hiefür die geſetzliche Grundlage 
gegeben iſt. 

Die oberſten Organe der Vollziehung ſind: der Bundespräſident (Seite 20 und 21), die Bundes— 
regierung und die Bundesminiſter (Seite 21), der Präſident des Rechnungshofes (Seite 14), die Lan- 
desregierungen und deren Mitglieder (Seite 19) ſowie der Bürgermeiſter von Wien (Seite 26 und 27). 

Von Ausnahmefällen und insbeſondere vom Gerichtsverfahren abgeſehen, iſt das vorgeſetzte Amts— 
organ berechtigt, den nachgeordneten Organen verbindliche Weiſungen zu geben, wie eine Angelegenheit 
zu erledigen ſei. 

Die bei den Behörden des Bundes und der Länder bedienſteten Beamten und Angeſtellten ſind nach 
der neuen Verfaſſung Staatsbedienſtete; dies iſt deswegen berechtigt, weil im Bundesſtaate ſowohl der 
Bund als auch das Land als Staat anzuſehen ſind. Es wird nur unterſchieden, ob im Einzelfalle der 
Bund oder das Land die Dienfthoheit (Rechte des Dienſtgebers) gegenüber dem Staatsbedienſteten 
ausüben. 


5. Allgemeine Rechte der Staatsbürger. 


Die neue Verfaſſung kennt eine allgemeine öſterreichiſche Bundesbürgerſchaft und in jedem Lande 
eine Landesbürgerſchaft. Wenn man die Bundesbürgerſchaft erwirbt, ſo erwirbt man damit gleichzeitig 
auch die Landesbürgerſchaft des Landes, in dem der Bundesbürger das Heimatrecht erwirbt. Man kann 
die Bundesbürgerſchaft nur erwerben, wenn eine Ortsgemeinde vorher die Verleihung des Heimat— 
rechtes zuſichert. Mit dem Heimatrechte in einer Gemeinde erwirbt man das Recht auf ungeſtörten Auf- 
enthalt in dieſer Ortsgemeinde und auf Armenverſorgung daſelbſt im Falle der Verarmung. Unter 
welchen Bedingungen ein Bundesbürger das Heimatrecht in einer Ortsgemeinde erwerben kann, wird 
durch ein Grundſatzgeſetz des Bundes und durch ein Ausführungsgeſetz des Landes beſtimmt. Nach der— 
zeitigem Rechte erhalten die Kinder das Heimatrecht des Vaters, die Frau folgt dem Heimatrechte des 
Mannes, der definitiv angeſtellte Staats- oder Gemeindebedienſtete iſt an feinem Dienſtorte heimat- 
berechtigt; das Heimatrecht kann an Bundesbürger von der Ortsgemeinde auch frei verliehen werden und 
bei einer beſtimmten Aufenthaltsdauer iſt die Ortsgemeinde ſogar verpflichtet, das Heimatrecht zu 
verleihen. Es gibt in Oſterreich aus früherer Zeit her auch noch Bundesbürger, die kein Heimatrecht 
beſitzen; ſolche Perſonen können von der ſtaatlichen Behörde dem Heimatrechtsverbande einer Gemeinde 
zugewieſen werden. 

Die neue Verfaſſung ſchützt beſtimmte Freiheitsrechte der Staatsbürger. Alle Bundesbürger ſind 
vor dem Geſetze gleich; Vorrechte der Geburt, des Standes oder der Klaſſe ſind ausgeſchloſſen. Die 
öffentlichen Amter ſind allen vaterlandstreuen Bundesbürgern, die den vorgeſchriebenen Erforderniſſen 
entſprechen, gleich zugänglich. Jeder Bundesbürger kann an jedem Orte des Bundesgebietes Aufenthalt 
nehmen. Die Auswanderung kann nur durch Bundesgeſetz beſchränkt werden. Die Freiheit der Perſon 
iſt gewährleiſtet; eine Verhaftung gemäß den Geſetzen kann nur auf Grund eines richterlichen Befehles 
oder einer Anordnung der zuſtändigen Verwaltungsbehörde vorgenommen werden. Eine Perſon kann 
nur dann beſtraft werden, wenn ihr Verhalten gegen eine gültige Strafandrohung verſtößt. 
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Don den allgemeinen Rechten der Staatsbürger. 


er 


Sriefgeheimnis. 


Freizügigkeit. | 


Perſonliche Freiheit. 


Rebefreiheit. Privateigentum. 


Die Wohnung jedes Bundesbürgers ift feine Freiſtatt. Eine Hausdurchſuchung darf nur unter ganz 
beſtimmten Bedingungen ſtattfinden. Das Briefgeheimnis ſowie das Poft-, Telegraphen- und Fern⸗ 
ſprechgeheimnis ſind unverletzlich. Die Bundesbürger haben das Recht, ſich zu verſammeln und Vereine 
zu bilden. Jeder Bundesbürger kann ſich mit Bitten und Beſchwerden an die zuſtändige Behörde wen— 
den. Jeder Bundesbürger kann ſeine Meinung innerhalb der geſetzlichen Schranken frei äußern. Es 
beſteht Glaubens- und Gewiſſensfreiheit, Freiheit der häuslichen und öffentlichen Religionsübung, 
Freiheit der Wiſſenſchaft und ihrer Lehre; jeder Bundesbürger kann ſeinen Beruf frei wählen; den 
Berufsſtänden ſoll durch Geſetz die Selbſtverwaltung ihrer berufseigenen Angelegenheiten ermöglicht 
werden. Das Eigentum iſt unverletzlich. 

Von dieſen hier aufgezählten Rechten der Staatsbürger können aber durch Geſetz verſchiedene 
Einſchränkungen verfügt werden. So kann beiſpielsweiſe das Recht der freien Meinungsäußerung 
beſchränkt werden durch eine vorgängige Prüfung der Preſſe, des Theaters, des Rundfunkes, der Licht— 
ſpiele; die Unverletzlichkeit des Eigentums kann durch Geſetz beſchränkt werden, indem der Eigentümer 
verhalten werden kann, in wichtigen Fällen ſein Eigentumsrecht gegen Entſchädigung abzutreten. 


6. Geſetzgebung des Bundes. 


Wenn das Geſetzgebungsrecht in einer Angelegenheit dem Bunde zuſteht, ſo werden zur Regelung 
dieſer Angelegenheit Bundesgeſetze erlaſſen. Für die Schaffung der Bundesgeſetze iſt ein beſonderes 
Verfahren unter Mitwirkung beſonderer Körperſchaften vorgeſehen. Man unterſcheidet zwiſchen den 
vorberatenden Organen und dem geſetzgebenden Organ. 


Die vorberatenden Organe ſind: 

1. der Staatsrat, beſtehend aus 40 — 70 Mitgliedern. Zu Mitgliedern des Staatsrates ernennt der 
Bundespräſident mit Gegenzeichnung des Bundeskanzlers, und zwar im allgemeinen auf die Dauer 
von zehn Jahren verdiente, charaktervolle Bundesbürger, von denen nach ihrem bisherigen Ver— 
halten ein volles Verſtändnis für die Bedürfniſſe und für die Aufgaben des Staates zu erwarten iſt; 

2. der Bundeskulturrat, beſtehend aus 30 — 40 Vertretern von geſetzlich anerkannten Kirchen und 
Religionsgeſellſchaften, des Schul-, Erziehungs- und Volksbildungsweſens, der Wiſſenſchaft und 
der Kunſt; insbeſondere ſoll bei der Vertretung des Erziehungsweſens die Elternſchaft in ent— 
ſprechender Stärke berückſichtigt ſein; 

3. der Bundeswirtſchaftsrat, beſtehend aus 70 — 80 aus den Berufsſtänden entſendeten Vertretern. 
Als berufsſtändiſche Hauptgruppen, aus denen Vertreter zu entſenden ſind, ſieht die Verfaſſung 
vor: Land- und Forſtwirtſchaft; Induſtrie und Bergbau; Gewerbe; Handel und Verkehr; Geld-, 
Kredit- und Verſicherungsweſen; die freien Berufe; und den öffentlichen Dienſt. Die Verteilung 
der aus den Berufsſtänden zu entſendenden Vertreter auf die berufsſtändiſchen Hauptgruppen 
erfolgt unter Berückſichtigung der Zahl ihrer ſelbſtändigen und unſelbſtändigen Berufsangehörigen, 
wobei aber jede Hauptgruppe Anſpruch auf mindeſtens drei Vertreter hat. Die Tätigkeitsdauer des 
Bundeswirtſchaftsrates, ebenſo des Bundeskulturrates währt ſechs Jahre. 

4. der Länderrat. In dieſen entſendet jedes Land den Landeshauptmann und den Landes-Finanzrefe- 
renten. Die bundesunmittelbare Stadt Wien entſendet ihren Bürgermeiſter und einen von ihm 
beſtellten, mit den Finanzen der Stadt vertrauten weiteren Vertreter. 

Das geſetzgebende Organ iſt der Bundestag. In dieſen entſenden: der Staatsrat 20, der Bundes— 
kulturrat 10, der Bundeswirtſchaftsrat 20 und der Länderrat 9 Abgeordnete. Der Bundestag iſt zu— 
ſtändig zur Beſchlußfaſſung über Geſetzesvorlagen der Bundesregierung einſchließlich der Vorlagen 
betreffend den Bundesvoranſchlag, die Aufnahme oder Umwandlung von Bundesanleihen und betreffend 
die Verfügung über Bundesvermögen. Der Bundestag iſt ferner zuſtändig zur Beſchlußfaſſung über 
Vorlagen der Bundesregierung betreffend geſetzesändernde und ſolche Staatsverträge, die den Bund 
zur Erlaſſung von Geſetzen verpflichten, über Vorlagen des Rechnungshofes betreffend die Genehmi— 
gung des Bundesrechnungsabſchluſſes und über Berichte des Rechnungshofes. 

Der Staatsrat, der Bundeskulturrat, der Bundeswirtſchaftsrat und der Länderrat treten als 
Bundesverſammlung in gemeinſamer öffentlicher Sitzung zur Erſtattung des Dreiervorſchlages für die 
Wahl des Bundespräſidenten, zur Beeidigung des gewählten Bundespräſidenten, ferner zur Beſchluß— 
faſſung über eine Kriegserklärung am Sitze des Bundestages zuſammen. 


10 


Geſetzgebung des Bundes. 


Die vorbereitenden Körper. 


Staatsrat Bundeskulturrat Bunbeswirtſchaftsrat Länberrat 
40-50 Mitglieder. 30-40 Mitglieder. 70-80 Mitglieder. is Mitglieder. 


In gemeinfamer öffentlicher Sitzung bilden fie zuſammen die 
Bundesverfammlung. 


Ihre Aufgaben: 


Dreiervorſchlag für die Wahl Vereidigung des Beſchlußfaſſung 
des Bundespräſidenten. gewählten Bundespräfidenten. über eine Kriegserklürung. 


Der Bundestag. 


20 Abgeorönete des Staatsrates. 


10 Abgeorönete des Bundestulturrates. 


20 Abgeorönete des Bundeswirtfchaftsrates. 
9 Mitglieder des Länderrntes, 
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7. Gang der Geſetzgebung. 


Die Bundesregierung arbeitet einen Geſetzentwurf aus und gibt ihn zunächſt den vier vorberaten- 
den Körperſchaften zur Begutachtung. Sie kann hiefür eine Friſt feſtſetzen. Dieſe Begutachtung findet 
in nichtöffentlicher Sitzung ſtatt. Nach Einlangen der Gutachten arbeitet die Bundesregierung die 
Geſetzesvorlage neuerlich aus und bringt fie im Bundestage ein. Der Bundestag kann an der Geſetzes⸗ 
vorlage keine Anderungen mehr vornehmen, er kann lediglich durch Beſchluß die Vorlage nach Erläute— 
rung und Begründung durch den Berichterſtatter und allfälligen Erftattung eines Gegenberichtes an- 
nehmen oder ablehnen. Eine Ausnahme von dieſer Regel beſteht bezüglich des Bundesvoranſchlages, 
der Aufnahme oder Konvertierung von Bundesanleihen, der Verfügung über Bundesvermögen, des 
Bundesrechnungsabſchluſſes und bezüglich der Berichte des Rechnungshofes; dieſe hier angeführten 
Vorlagen werden nicht den vorberatenden Organen der Bundesgeſetzgebung zur Begutachtung über- 
wieſen, ſondern von der Bundesregierung oder vom Rechnungshofe direkt im Bundestag eingebracht. 
Über dieſe Vorlagen kann der Bundestag uneingeſchränkt verhandeln, allenfalls Abänderungen machen 
und dann beſchließen. Vorlagen betreffend geſetzändernde Staatsverträge werden nicht den vorberaten— 
den Organen überwieſen, es ſteht jedoch auch dem Bundestag nur das Recht der Beſchlußfaſſung zu. 

Unter beſtimmten Vorausſetzungen kann eine Volksabſtimmung ſtattfinden, jedoch nur über Be— 
ſchluß der Bundesregierung. Dieſe kann nämlich eine vom Bundestag abgelehnte Geſetzesvorlage einer 
Volksabſtimmung unterziehen oder die Entſcheidung des Bundesvolkes anrufen, ob dem Entwurfe eines 
beſtimmten Bundesgeſetzes zugeſtimmt wird. Die Bundesregierung kann auch eine beſtimmte Frage der 
Bundesgeſetzgebung dem Bundesvolke zur grundſätzlichen Entſcheidung vorlegen. 

In der bisherigen Verfaſſung war den Mitgliedern der geſetzgebenden Körperſchaften die Immu— 
nität eingeräumt, das heißt, ihre ſtrafrechtliche Verfolgung war im allgemeinen nur zuläſſig, wenn die 
Körperſchaft zugeſtimmt hat. Dieſe Beſtimmungen ſind in die neue Verfaſſung nicht übernommen 
worden. Doch kann, wenn in einer geſetzgebenden Körperſchaft ein Privatanklagedelikt (z. B. Ehren⸗ 
beleidigung) gegen ein anderes Mitglied dieſer Körperſchaft begangen wird, die Klage nur bei einem 
beſonders beſtellten Ordnungsſenate erhoben werden. Die Ordnungsgewalt des Vorſitzenden gegenüber 
den Mitgliedern eines Organes der Geſetzgebung des Bundes wurde weſentlich geſtärkt. Der Vor— 
ſitzende kann unter Umſtänden auch die Ausſchließung von Mitgliedern von Sitzungen ausſprechen. 

Die Mitglieder der Bundesregierung und die von ihnen entſendeten Vertreter ſind berechtigt, an 
allen Sitzungen der geſetzgebenden Organe des Bundes und ihrer Ausſchüſſe teilzunehmen, und müſſen 
auf ihr Verlangen jedesmal gehört werden. 
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Wie ein Bundesgefeß entſteht. 


1. Die Bundesregierung 
übermittelt den vorberatenden 
Körperſchaſten einen Geſetz⸗ 

entwurf zur Begutachtung. 


3. Die Bundesregierung bringt 

die Geſetzvorlage im Bundes ⸗ 

tag ein, der über die Annahme 
oder Ablehnung beſchließt. 


2. Gutachten. 


4. Beſchloſſenes 
Geſetz. 


5. Der 
Bundespräfident 
beurkundet das 
Geſetz durch ſeine 
Unterfchrift. 


6. Das Geſetz erhält die 
Gegenzeichnung des 
ee Bundeskanzlers und 

BE 1 5 der zuftänd. Miniſter. 
Bundesregierung. 


7. Das Geſetz wird im Bundes⸗ 
geſetzblatt kundgemacht. 
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8. Notrechte der Verwaltung. 


Es können in einem Staate außerordentliche Verhältniſſe auftreten, bei denen ein raſches Handeln 
notwendig iſt und die Einholung der notwendigen geſetzlichen Ermächtigung der Regierung vielleicht 
nicht möglich iſt. Für ſolche Fälle hat die Verfaſſung das ſogenannte Notrecht eingeführt. Es kann nach 
dieſen Beſtimmungen die Bundesregierung durch Verordnung Beſtimmungen erlaſſen, die ſonſt im 
Wege der Geſetzgebung zu regeln wären. Dieſe Verordnungen haben daher Geſetzeskraft. Durch dieſe 
Verordnungen der Bundesregierung darf aber die Verfaſſung nicht abgeändert werden, wohl aber 
können bei außerordentlichen Verhältniſſen beſtimmte allgemeine Rechte der Staatsbürger zeitweilig 
aufgehoben oder beſchränkt werden. Es kann beiſpielsweiſe für eine beſtimmte Zeit und ein beſtimmtes 
Gebiet das Recht der Staatsbürger, ſich frei verſammeln zu können, beſchränkt werden. 

Wenn dem Staate oder einem ſeiner Teile unmittelbar eine Gefahr droht und das Notverordnungs— 
recht der Bundesregierung nicht ausreicht, ſo kann der Bundespräſident durch Notverordnung Ver— 
fügungen erlaſſen, wodurch nicht nur Geſetze, ſondern auch die Verfaſſung in beſtimmten Punkten abge- 
ändert werden. 

Durch Verordnung des Bundespräſidenten können auch Maßnahmen zur Wiederherſtellung der 
Ordnung im Haushalte eines Landes getroffen werden. 

Die Notverordnungen des Bundespräſidenten und der Bundesregierung müſſen aber dem Bundes— 
tage vorgelegt werden, der die Aufhebung der Notverordnungen verlangen kann. Außerdem iſt die Gül- 
tigkeitsdauer der Notverordnungen mit drei Jahren begrenzt. 


9. Rechnungskontrolle. 


Bei allen öffentlichen Körperſchaften ſind beſtimmte Einrichtungen getroffen, durch die die Ge— 
barung dieſer Körperſchaften fortlaufend kontrolliert wird. Die Gebarung des Bundes, der Länder, der 
größeren Gemeinden und einzelner anderer Rechtsträger wird vom Rechnungshofe überprüft. Der 
Rechnungshof überprüft nicht nur die ziffermäßige Richtigkeit der Gebarung, ſondern auch die Zweck— 
mäßigkeit, er erſtattet Vorſchläge und Anregungen, wie die Verwaltung in einzelnen Punkten ver- 
beſſert oder vereinfacht werden kann. 

An der Spitze des Rechnungshofes ſteht der vom Bundespräſidenten ernannte Präſident. Der 
Präſident erſtattet ſeine Berichte über die Bundesgebarung dem Bundestage, die Berichte über die 
Landesgebarung und die Gemeindegebarung dem Landtage. 


10. Bundesgerichtshof. 


Zur Kontrolle darüber, ob durch die Geſetzgebung die Verfaſſungsbeſtimmungen und ob durch die 
Beſcheide der Verwaltungsbehörden die Verfaſſung und die Geſetze eingehalten werden, iſt der Bundes— 
gerichtshof berufen. Wer der Meinung iſt, durch die Entſcheidung einer Verwaltungsbehörde in ſeinen 
Rechten verletzt worden zu ſein, kann innerhalb beſtimmter Friſt die Beſchwerde beim Bundesgerichtshof 
einbringen und dieſer entſcheidet dann darüber, ob der angefochtene Beſcheid dem Geſetze entſpricht. Der 
Bundesgerichtshof entſcheidet ferner darüber, ob die Geſetze der Verfaſſung getreu und die Verordnun— 
gen geſetzmäßig find. Er iſt auch zur Entſcheidung darüber berufen, ob die oberſten Organe der Voll— 
ziehung bei ihrer Tätigkeit ſich eine Geſetzesverletzung zuſchulden kommen ließen. Der Bundesgerichtshof 
entſcheidet ſchließlich über Zuſtändigkeitsſtreite zwiſchen Gerichten, Behörden und öffentlichen Körper- 
ſchaften. 
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11. Die Geſetzgebung der Länder. 


Wenn das Geſetzgebungsrecht in einer Angelegenheit dem Lande zuſteht, ſo werden zur Regelung dieſer 
Angelegenheit Landesgeſetze erlaſſen. Die Geſetzgebung der Länder wird durch die Landtage ausgeübt. Der 
Landtag beſteht aus Vertretern der Berufsſtände des Landes und aus Vertretern von geſetzlich anerkannten 
Kirchen- und Religionsgeſellſchaften, des Schul, Erziehungs- und Volksbildungsweſens ſowie der Wiſſen⸗ 
ſchaft und der Kunſt. Die Landesregierung übermittelt ihre Geſetzesvorlagen dem Landtage und dieſer er- 
ſtattet in nichtöffentlicher Sitzung innerhalb beſtimmter Friſt vorerſt ein Gutachten. Mach Einlangen des 
Gutachtens oder Ablauf der geſetzten Friſt kann die Landesregierung die Geſetzesvorlage im Landtage ein— 
bringen. Hier findet nun nicht mehr eine weitere Verhandlung ſtatt, ſondern die Vorlage wird wie im 
Bundestage durch einen Berichterſtatter erläutert und begründet, allenfalls wird auch ein Gegenbericht er— 
ſtattet und darauf beſchließt der Landtag durch Abſtimmung die unveränderte Annahme der Vorlage oder 
ihre Ablehnung. Wenn es ſich um Vorlagen der Landesregierung handelt, die nicht Geſetze im eigentlichen 
Sinne betreffen, z. B. Landesvoranſchlag, findet über dieſe Vorlagen eine uneingeſchränkte Verhandlung 
ſtatt und es kann auch eine Abänderung der Vorlage im Landtage vorgenommen werden. 

Die Ordnungsgewalt des Präſidenten iſt in gleicher Weiſe geregelt wie bei den geſetzgebenden Organen 
des Bundes. Die Mitglieder der Landesregierung und die von ihnen entſendeten Vertreter ſind berechtigt, 
an allen Sitzungen des Landtages und feiner Ausſchüſſe teilzunehmen und müſſen auf ihr Verlangen jedes- 
mal gehört werden. Ein Geſetzesbeſchluß des Landtages kann nur dann kundgemacht werden, wenn der 
Bundeskanzler dem Geſetzesbeſchluſſe die Zuſtimmung erteilt hat. Dieſe Zuſtimmung gilt als erteilt, wenn 
die Bundesregierung nicht binnen 6 Wochen erklärt, daß die Zuſtimmung verſagt werde. Jeder Landtag 
kann auf Antrag der Bundesregierung nach Einholung von Gutachten des Staatsrates und des Länder— 
rates vom Bundespräſidenten aufgelöſt werden. 
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12. Die Verwaltung in den Ländern, Verwaltungsbezirken und Ortsgemeinden. 


Es wurde bereits erwähnt, daß in beftimmten Angelegenheiten die Geſetze vom Land zu handhaben 
ſind (Vollziehung des Landes). Die oberſte Verwaltungsſtelle für die Landesverwaltung iſt die Landes- 
regierung. Die Landesregierung beſteht aus dem Landeshauptmann als Vorſitzenden, dem Landesſtatt— 
halter (Landeshauptmannſtellvertreter) und höchſtens fünf weiteren Mitgliedern (Landesräten). Für die 
Beſtellung des Landeshauptmannes bringt der Landtag drei ihm geeignet erſcheinende Perſonen in Vor⸗ 
ſchlag. Der Bundespräſident beſtellt dann einen von dieſen drei Vorgeſchlagenen mit Gegenzeichnung 
des Bundeskanzlers zum Landeshauptmanne. Der Landeshauptmann kann vom Bundespräſidenten auf 
Vorſchlag des Bundeskanzlers von ſeiner Stelle jederzeit abberufen werden. Es kann aber auch unter 
beſtimmten Vorausſetzungen der Landtag die Abberufung des Landeshauptmannes vom Bundespräſi⸗ 
denten verlangen. Der Landeshauptmann ernennt mit Zuſtimmung des Bundeskanzlers den Landes— 
ſtatthalter. Die Landesräte werden ebenfalls vom Landeshauptmann ernannt. Sowohl der Landesſtatt— 
halter als auch die Landesräte können vom Landeshauptmann jederzeit von ihrer Stelle abberufen 
werden. 

Die Verfaſſung wollte die Stellung des Landeshauptmannes ſtärken, indem ſie ihm einen ſolchen 
Einfluß auf die Beſtellung ſeiner Mitarbeiter gab. Da der Landeshauptmann ſelbſt vom Bundespräſi⸗ 
denten und vom Bundeskanzler abhängig iſt, weil er jederzeit abberufen werden kann, iſt gewährleiſtet, 
daß in der Länderverwaltung keine gegen die Bundesregierung gerichtete Politik ſich durchſetzen kann. 

Der Landeshauptmann beſorgt aber, wie bereits erwähnt, nicht nur Verwaltungsangelegenheiten 
des Landes, ſondern auch ſolche des Bundes. Soweit nämlich der Bund nicht eigene Behörden in den 
Ländern hat, läßt er ſeine Geſchäfte in unterer Inſtanz durch den Landeshauptmann beſorgen. Soweit 
es ſich um Angelegenheiten der Landesverwaltung handelt, iſt der Landeshauptmann an die Beſchlüſſe 
der Landesregierung gebunden. Landeshauptmann und Landesregierung werden von einem Amte, der 
Landeshauptmannſchaft, bei Beſorgung ihrer Geſchäfte unterſtützt. Den inneren Dienſt der Landes— 
hauptmannſchaft leitet ein vom Landeshauptmann mit Zuſtimmung des Bundeskanzlers zum Regie⸗ 
rungsdirektor beſtellter Beamter. In Unterordnung unter den Landeshauptmann und die Landeshaupt⸗ 
mannſchaft beſteht in jedem Verwaltungsbezirke eine Bezirkshauptmannſchaft. Der Bezirkshauptmann 
wird vom Landeshauptmann mit Zuſtimmung des Bundeskanzlers ernannt. Zum Teil werden aber 
Angelegenheiten in erſter Inſtanz auch von der Gemeinde beſorgt. Für beſondere Zwecke beſtehen 
in den Ländern auch noch andere Landesämter, z. B. Landesabgabenamt uſw. In Angelegenheiten des 
Sicherheitsdienſtes können an Stelle der Bezirkshauptmannſchaften beſondere Bundesbehörden (Bun- 
des⸗Polizeibehörden) beſtellt werden. 

Verwaltungsſprengel innerhalb der Länder ſind außer den Verwaltungsbezirken auch die Orts— 
gemeinden. Durch Landesgeſetz können mehrere Ortsgemeinden zu Ortsgemeinden-Verbänden zuſam⸗ 
mengefaßt werden. Städte mit mehr als 30.000 Einwohnern können durch Landesgeſetz eigene Stadt— 
rechte erhalten, wodurch ſie mit der Beſorgung der Bezirksverwaltung betraut werden. Man nennt dieſe 
Städte landesunmittelbare Städte. Solche Städte unterſtehen alſo nicht der Bezirkshauptmannſchaft, 
ſondern direkt der Landesregierung und dem Landes hauptmanne. 

Organe der Ortsgemeinden ſind der Gemeindetag und der Bürgermeiſter. Durch Landesgeſetz kann 
den Bürgermeiſtern ein Gemeinderat, beſtehend aus höchſtens fünf Mitgliedern, an die Seite gegeben 
werden. Der Gemeindetag iſt das beſchließende Organ in den ſelbſtändigen (eigenen) Angelegenheiten 
der Gemeinde. Man unterſcheidet nämlich bei der Ortsgemeinde einen eigenen Wirkungskreis und einen 
ihr vom Bunde oder vom Lande übertragenen Wirkungskreis. Zum eigenen Wirkungskreiſe gehören 
beiſpielsweiſe die Angelegenheiten der Vermögensverwaltung, Angelegenheiten der Gemeindeſtraßen 
uſw. Im übertragenen Wirkungskreiſe beſorgt die Gemeinde durch den Bürgermeiſter Bundes- oder 
Landesangelegenheiten. Das verwaltende Organ der Ortsgemeinde iſt der Bürgermeiſter. Er wird vom 
Gemeindetag gewählt. Die Wahl bedarf der Zuſtimmung des Bezirkshauptmannes und in landes— 
unmittelbaren Städten der Zuſtimmung des Landeshauptmannes. Dieſe Zuſtimmung iſt widerruflich. 
Der Gemeindetag ſetzt ſich in gleicher Weiſe zuſammen wie der Landtag. Es beſteht alſo auch der Ge⸗ 
meindetag aus Vertretern der Berufsſtände der Gemeinde und aus Vertretern von geſetzlich aner— 
kannten Kirchen und Religionsgeſellſchaften, des Schul“, Erziehungs⸗ und Volksbildungsweſens ſowie 
der Wiſſenſchaft und der Kunſt. Es kann vorkommen, daß in kleinen Gemeinden eine ſolche Zufammen- 
ſetzung nicht möglich iſt. In dieſem Falle muß man Vorkehrungen treffen, die der genannten Zuſam⸗ 
menſetzung möglichſt nahekommen. 
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den Bund nach empfängt und Staatsverträge ernennt, Titel Oberbefehlshaber der 
außen vertritt, beglaubigt abſchließt, verleiht bewaffneten Macht iſt. 
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Die Verfaſſung garantiert den Gemeinden, daß fie in beſtimmten Angelegenheiten zur Verwaltung 
in erſter Inſtanz berufen ſind, ſo bei der örtlichen Sicherheitspolizei, bei der Bau⸗ und Feuerpolizei, bei 
der örtlichen Straßenpolizei, beim Flurſchutz und der Flurpolizei, bei der Markt- und Lebensmittel- 
polizei, bei der Geſundheitspolizei, beim Hilfs⸗ und Rettungsweſen und bei der Sorge für die Erhaltung 
der Straßen, Wege, Plätze und Brücken der Ortsgemeinde. Die Ortsgemeinden unterſtehen dem ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsrechte des Landes und des Bundes. In den Angelegenheiten des übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſes iſt der Bürgermeiſter an die Weiſungen der übergeordneten Stelle gebunden. 


13. Die Vollziehung des Bundes. 


A. Der Bundespräſident. 


Durch die Verfaſſungsreform vom Jahre 1929 hat die Stellung des Bundespräſidenten weſentlich 
an Bedeutung gewonnen. Während früher das Recht der Beſtellung der Bundesregierung dem Parla⸗ 
mente vorbehalten war, iſt durch die Verfaſſungsreform des Jahres 1929 dieſes Recht auf den Bun⸗ 
despräſidenten übergegangen. Allerdings beſaß bisher das Parlament das Recht, der Bundesregierung 
oder einzelnen ihrer Mitglieder durch ausdrückliche Entſchließung das Vertrauen zu verſagen, in 
welchem Falle die Bundesregierung oder der betreffende Bundesminiſter ſeines Amtes zu entheben war. 
Ein ſolches Recht beſitzt die geſetzgebende Körperſchaft des Bundes nicht mehr, ſo daß die Abberufung 
der Bundesregierung dem Bundespräſidenten allein vorbehalten iſt. Das Amt des Bundespräſidenten 
dauert ſieben Jahre; eine Wiederwahl iſt zuläſſig. Der Bundespräſident genießt die Immunität; ſeine 
behördliche Verfolgung iſt nur mit Zuſtimmung der Bundesverſammlung möglich. Der Bundespräſi⸗ 
dent hat im weſentlichen folgende Aufgaben und Befugniſſe: Er kann unter beſtimmten Vorausſetzun⸗ 
gen Notverordnungen verfaſſungsändernden Inhaltes erlaſſen, er vertritt den Bund gegenüber dem 
Auslande, er empfängt und beglaubigt die Geſandten, ſchließt Staatsverträge ab, ernennt die Staats⸗ 
bedienſteten bei den Bundesämtern, verleiht Auszeichnungen und Titel, erläßt Amneſtien (allgemeine 
Nachſicht gerichtlicher Strafen) und gewährt Begnadigungen. Er iſt der Oberbefehlshaber der bewaff⸗ 
neten Macht. Er ernennt die Mitglieder des Staatsrates, kann den Bundeskulturrat, den Bundeswirt- 
ſchaftsrat und die Landtage auflöſen, er beſtellt die Bundesregierung und kann ſie abberufen, er ſetzt die 
Anzahl der Bundesminiſterien und ihren Wirkungskreis feſt und beurkundet die Bundesgeſetzes⸗ 
beſchlüſſe, er ernennt den Landeshauptmann und kann ihn abberufen. 

Wir ſehen alſo, daß dem Bundespräſidenten ſehr wichtige Befugniſſe zuſtehen. 

Die neue Verfaſſung beſtimmt über die Wahl des Bundespräſidenten folgendes: Die Bundesver— 
ſammlung, das iſt die Vereinigung von Staatsrat, Länderrat, Bundeskulturrat und Bundeswirtſchafts⸗ 
rat, ſchlägt drei Kandidaten vor und ſämtliche Bürgermeiſter Oſterreichs treten in der Bundeshaupt⸗ 
ſtadt Wien zuſammen, um einen der drei Vorgeſchlagenen zum Bundespräſidenten zu wählen. 


B. Die Bundesregierung. 


Die oberſten Verwaltungsgeſchäfte des Bundes werden, ſoweit dieſe nicht dem Bundespräſidenten 
vorbehalten ſind, vom Bundeskanzler, vom Vizekanzler und den übrigen Bundesminiſtern geführt. Sie 
bilden in ihrer Geſamtheit die Bundesregierung unter der Führung des Bundeskanzlers. Zur Unter- 
ſtützung der Bundesminiſter können auch Staatsſekretäre beſtellt werden. Eine behördliche Verfolgung 
eines Mitgliedes der Bundesregierung wegen einer nicht von Amts wegen ſtrafbaren Handlung, z. B. 
wegen Ehrenbeleidigung, ſowie eine Ladung als Zeuge iſt nur mit Zuſtimmung des Bundespräſidenten 
zuläſſig. Der Bundeskanzler beſtimmt die Richtlinien der Politik. Innerhalb dieſer Richtlinien leitet 
jeder Bundesminiſter den ihm anvertrauten Geſchäftszweig ſelbſtändig. In beſtimmten Fällen haben 
die Bundesminiſter Angelegenheiten der Bundesregierung zur Beratung und Beſchlußfaſſung vorzu⸗ 
legen. In der Regel leitet jedes Mitglied der Bundesregierung ein eigenes Amt (Bundesminifterium), 
in dem die einſchlägigen Bundesgeſchäfte in oberſter Inſtanz erledigt werden; es können aber auch Bun- 
desminiſter ernannt werden, die nicht mit der Leitung eines Bundesminiſteriums betraut ſind. Wie 
bereits ausgeführt wurde, führen in Unterordnung unter den zuſtändigen Bundesminiſter Bundesämter 
oder der Landeshauptmann mit den ihm unterſtellten Landesämtern die Geſchäfte des Bundes in den 
Ländern. Die Bundesregierung kann unter beſtimmten Vorausſetzungen Notverordnungen erlaſſen, die 
die Kraft von Geſetzen haben. 
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Die bewaffnete Macht. 
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C. Bewaffnete Macht. 


Die bewaffnete Macht hat die Aufgabe, die Grenzen des Bundesſtaates und die verfaſſungsmäßigen 
Einrichtungen zu ſchützen, die Ordnung und Sicherheit im Inneren aufrecht zu erhalten ſowie bei Ele⸗ 
mentarereigniſſen und Unglücksfällen außergewöhnlichen Umfanges Hilfe zu leiſten. Im allgemeinen 
tritt die bewaffnete Macht erſt dann in Tätigkeit, wenn die zuſtändigen Behörden ihre Mitwirkung in 
Anſpruch nehmen. Die bewaffnete Macht kann aber in Ausnahmsfällen ſelbſtändig, ohne daß eine An⸗ 
forderung der zuſtändigen Behörde vorliegt, einſchreiten, wenn die zuſtändigen Behörden außer Wirf- 
ſamkeit geſetzt werden, weil ſie z. B. plötzlich überfallen werden oder weil die Verſtändigungsmittel 
gebrauchsunfähig find, ferner, wenn ein tätlicher Angriff gegen die bewaffnete Macht zurückgewieſen 
oder ein gewalttätiger Widerſtand gegen ſie beſeitigt werden muß. 

Den Oberbefehl über die bewaffnete Macht führt der Bundespräſident und in Unterordnung unter 
den Bundespräſidenten der Bundesminiſter für Landesverteidigung. 

Es gibt in den einzelnen Staaten verſchiedene Arten der Heeresmacht. Vor dem Weltkriege beſtand 
in Oſterreich⸗Ungarn die allgemeine Wehrpflicht, d. h. jeder taugliche Bürger hatte eine beſtimmte Zeit 
die militäriſche Ausbildung mitzumachen. Im heutigen Öfterreich wird das Heer durch eine allgemeine 
Werbung beſtellt. Wer Soldat werden will, meldet ſich freiwillig und erhält dann während ſeiner 
Dienſtzeit eine Geldentſchädigung (Löhnung, Sold). In Oſterreich kann die allgemeine Wehrpflicht 
derzeit deshalb noch nicht eingeführt werden, weil es nach dem Friedensvertrag von St. Germain nur 
ein zahlenmäßig kleines freiwilliges Heer von Berufsſoldaten halten kann. 


D. Gerichtsbarkeit. 


Es wurde bereits erwähnt, daß zur Durchführung der Geſetze die Verwaltungsbehörden und die 
Gerichte berufen find. Die Gerichte find nach anderen Grundſätzen aufgebaut als die Verwaltungs- 
behörden. Bei den Verwaltungsbehörden iſt in der Regel die Unterbehörde an die Weiſungen der 
Oberbehörde gebunden. Anders bei den Gerichten. Für die Gerichte gilt die richterliche Unabhängigkeit, 
d. h. der Richter iſt bei ſeinen Entſcheidungen an keine Weiſungen gebunden, ſondern er hat nach 
eigener Überzeugung dem Geſetze gemäß zu entſcheiden. Es können allerdings die Meinungen der Richter, 
was im einzelnen Falle Recht ſei, auseinandergehen. Es kann auch vorkommen, daß das Urteil eines 
Richters nicht dem Geſetze entſpricht. Deshalb iſt im Gerichtsverfahren ebenſo wie im Verwaltungs- 
verfahren die Möglichkeit geſchaffen worden, eine andere Stelle zur Überprüfung des Urteiles oder der 
Entſcheidung anzurufen. Wenn nun dieſes übergeordnete Gericht eine andere Entſcheidung fällt, ſo wird 
dadurch das erſte Urteil oder die erſte Entſcheidung abgeändert. 

Wir kennen verſchiedene Arten von Gerichten, vor allem iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem Zivil⸗ 
gerichte und dem Strafgerichte. Die Zivilgerichte befaſſen ſich mit der Frage, ob das vom Kläger be⸗ 
hauptete Recht anerkannt wird oder nicht. Der Geklagte wird beiſpielsweiſe verurteilt, etwas zu zahlen, 
etwas zu tun oder etwas zu unterlaſſen. 

Vom Strafgerichte wird feſtgeſtellt, ob der Beſchuldigte eine zur Wahrung der öffentlichen Ord⸗ 
nung aufgeſtellte geſetzliche Beſtimmung verletzt hat, und wenn dies zutrifft, wird er ſchuldig geſprochen 
und zu einer Geld- oder Freiheitsſtrafe verurteilt. Die Zivilgerichte haben ſich im weſentlichen mit dem 
ſogenannten Privatrechte zu befaſſen. Man verſteht unter dem Privatrechte jene Geſetze, die in erſter 
Linie den Intereſſen des einzelnen dienen. Im Gegenſatz zum Privatrechte ſteht das öffentliche Recht. 
Dieſes umfaßt jene geſetzlichen Vorſchriften, die im Intereſſe der Geſamtheit des ganzen Staatsweſens 
aufgeſtellt wurden. Das öffentliche Recht hat meiſtens zwingenden Charakter. Die Parteien können 
alſo die Geltung des Rechtes in der Regel nicht ausſchließen; die Vorſchriften des Privatrechtes ſind aber 
meiſtens nur dann anzuwenden, wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben. Abgeſehen von den 
Beſtimmungen des Strafrechtes iſt das öffentliche Recht zumeiſt von den Verwaltungsbehörden anzu- 
wenden. 

Das oberſte Gericht in Zivilſachen und Strafſachen iſt der Oberſte Gerichtshof in Wien; er hat 
ebenſo wie die drei Oberlandesgerichte (Wien, Graz, Innsbruck) über Rechtsmittel gegen Urteile und 
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Entſcheidungen unterer Gerichte zu entſcheiden. In erſter Inſtanz entſcheiden zum Teil die Bezirks⸗ 
gerichte, zum Teil die Landes- oder Kreisgerichte. In Strafſachen entſcheiden, wenn es ſich um ſchwer⸗ 
wiegende Fälle handelt, bei den Landes- und Kreisgerichten ſogenannte Schöffengerichte, in die zum Teil 
Berufsrichter, zum Teil Laienrichter berufen find. 

Die Richter ſind nicht nur bei ihren Entſcheidungen unabhängig, d. h. an keine Weiſungen gebunden, 
ſie ſind auch unabſetzbar und unverſetzbar. Es kann daher ein Richter aus dem Grunde, weil er in einem 
Urteil eine beſtimmte Entſcheidung getroffen hat, nicht ſtrafweiſe von ſeinem Poſten abgeſetzt oder auf 
einen anderen Poſten verſetzt werden. 


14. Schulweſen. 


Dem Staate ſteht die oberfte Leitung und Aufſicht über das geſamte Erziehungs- und Volksbildungs— 
weſen zu. 

Er hat darüber zu wachen, daß die Kinder religiög-fittlich erzogen, zu tüchtigen Menſchen und guten 
Bürgern herangebildet werden. 

Über Hochſchulen, Mittelſchulen, Lehrerbildungsanſtalten, die mittleren künſtleriſchen, gewerblichen, 
kaufmänniſchen, land- und forſtwirtſchaftlichen Schulen und über alle Fachſchulen gewerblicher Richtung 
kommt die Geſetzgebung ausſchließlich dem Bunde zu. Im übrigen gibt der Bund die Grundſätze, wäh— 
rend den Ländern die Ausführung zufällt. 

Die niederen landwirtſchaftlichen Schulen fallen ganz in die Landesgeſetzgebung. 

Die Vollziehung in den Ländern (mit Ausnahme der Hochſchulen) fällt den Schulbehörden zu, die 
dem Bundesminiſter für Unterricht untergeordnet find. 

Dieſe Behörden find die Landes-, Bezirks-, Ortsſchulräte und die Fortbildungsſchulräte. 

Der Vorſitzende des Landesſchulrates iſt der Landeshauptmann, des Bezirksſchulrates der Bezirks— 
hauptmann, des Ortsſchulrates der Bürgermeiſter. 

In Wien beſteht als unmittelbare Bundesbehörde ein Stadtſchulrat (mit dem Wirkungskreis eines 
Landes- und eines Bezirksſchulrates) unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters. 
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Serufsftände. 
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15. Geſetzgebung und Verwaltung in der bundesunmittelbaren Stadt Wien. 


Die bundesunmittelbare Stadt Wien hat den Wirkungskreis einer Ortsgemeinde und den Wir— 
kungskreis eines Landes in ſich vereinigt. Die Organe der Stadt Wien ſind: 


1. die Wiener Bürgerſchaft. Sie hat die Stellung eines Gemeindetages und die Stellung eines 
Landtages. Sie iſt auch in gleicher Weiſe zuſammengeſetzt wie ein Landtag. Die Wiener Bürgerſchaft 
kann für das Gebiet der Stadt Wien Geſetze beſchließen für den Wirkungskreis, der den Ländern zu— 
kommt. Die von der Wiener Bürgerſchaft beſchloſſenen Geſetze bedürfen aber außer der Zuſtimmung des 
Bundeskanzlers auch der Zuſtimmung des Bürgermeiſters. Die Wiener Bürgerſchaft erſtattet für die 
Wahl des Bürgermeiſters einen Dreiervorſchlag. Aus dieſen drei Vorgeſchlagenen ernennt der Bundes— 
präſident mit Gegenzeichnung des Bundeskanzlers den Bürgermeiſter. 

2. der Bürgermeiſter hat die Stellung eines Landeshauptmannes, ebenfalls in Vertretung des Bür- 
germeiſters der Vizebürgermeiſter. 

3. die Bezirkshauptmänner und die leitenden Beamten für die beſonderen Angelegenheiten der Ver— 
waltung. Dieſe Amtsorgane werden vom Bürgermeiſter ernannt. Die Beſtellung der Bezirkshaupt— 
männer bedarf der Zuſtimmung des Bundeskanzlers. 

4. Es beſtehen ferner noch beſondere amtsgenöſſiſche Verwaltungsbehörden (3. B. für Abgabenange- 
legenheiten und für Bauangelegenheiten) ſowie die Bezirksvorſteher und Bezirksvertretungen. 

Für die Angelegenheiten des Schulweſens iſt in Wien der Stadtſchulrat als unmittelbare Bundes— 
behörde zuſtändig. Dieſer vereinigt die Wirkungsbereiche, die ſonſt einem Bezirksſchulrate und einem 
Landesſchulrate zukommen. Den Vorſitz im Stadtſchulrate führt der Bürgermeiſter. 
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Bergbau. 


Steinkohle. 175.601 Tonnen 
Braunkohle. 3,064.068 „ 
Flene 1,598.570 „ 
Eifenerzeugung . . 432.749 „ 
Kupfererz 131.050 „ 
Kupfererzeugung 3.308 „ 
o 8.088 „ 
Steinfa . . » — „ 
Rohgraphit . 18.058 „ 
Salzſole . 4, 601.439 hl 


Zabl der Arbeiter: 24.000 


X GOLO 
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u STEINKOHLE 
0 KUPFER 
OWASSERKRAFT-O eisen 


een 1) GRAPHIT, MAGNE: 
wnleri0000 PS. SIT. 


Induftrie. 


8 —— —— 


Metallinduſtrie . 192.000 Arb. 
Baugewerbe . . 140.000 „ 
Bekleidungs⸗ 
induſtrie .) 78.000 „ 
Nahrungsinduſtrie 60.000 „ 
Textilinduſtrie. 70.000 „ 
Holzinduſtrie .| 71.000 „ 
Papierinduftrie . 45.000 „ 
Stein und Erde .| 24.000 „ 
Chem. Induftrie .| 27.000 „ 
Leder u. Linoleum | 19.000 „ 
Andere .1252.354 „ 


#TEXTIL 
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Handel und Verkehr. 0 HOLZ 
— — TGLAS 
Summe der an einem Tage aus - und x METALL 
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Juſammenfaſſung. 


Geſetzgebung des Bundes. 


Bundesverſammlung. 


Sie wird vom Bundespräſidenten einberufen. Den Vorſitz hat 
der Präſident des Bundestages. Aufgaben: (Dreier.) Vorſchlag 
für die Wahl des Bundespräfidenten, Beeidigung des gewähl ⸗ 
ten Präſidenten, Beſchlußfaſſung über eine Kriegserklärung. 


Zuſammenſetzung: 


Bundes- Bundes; 


kulturrat wirtſchaftsrat Länderrat 


Staatsrat 


Bundestag. 


Wird einberufen vom Präſidenten des Bundestages (das iſt 
der Vorſitzende des Staatsrates), kann auch einberufen werden 
ohne ein ſolches Verlangen. Aufgaben: Beſchlußfaſſung (durch 
Abſtimmung) über Geſetzesvorlagen der Bundesregierung ein- 
ſchließlich Bundesvoranſchlag, ſonſtige Vorlage der Bundes 
regierung, über geſetzändernde Staatsverträge, über Vorlagen 
und Berichte des Rechnungshofes (der die Gebarung des Bun- 
des, der Länder und Ortsgemeinden überprüft und den Bun- 
desrechnungsabſchluß verfaßt). 


Zuſammenſetzung: 


10 Abgeordnete J 20 Abgeordnete zan 
20 Abgeordnete 8 5 9 Mitglieder 
des Staatsrates 79 ee des Länderrates 


Vorberatende Körper der Geſetzgebung. 
Sie erftatten Gutachten (Pflicht- oder Freigutachten) zu den ihnen von der Bundesregierung (durch den Bundeskanzler) übermittelten Gefeß- 


Staatsrat 


40—50 vom Bundespräſidenten 
re 10 Jahre berufene Mitglie- 
er (Staatsräte). Der Vor- 
eg wird — Vorſchlag 
es Bundeskanzlers) vom Bun⸗ 
despräſidenten ernannt. Dem 
Staatsrat obliegt auch die Ge- 


entwürfen. 


Bundeskulturrat: 


30—40 Vertreter der Kirchen, 
des Schul⸗, Erziehungs- (hier 
un auch die Elternſchaft zu be⸗ 
rückſichtigen) und Volksbil⸗ 
dungsweſens, der Wiſſenſchaft 
und der Kunſt. Die Mitglieder 
(Bundeskulturräte) wählen den 


Bundes wirtſchaftsrat: 


70—80 Vertreter der Berufs ; 
ſchaft. Land- und Forftwirt- 
chaft, Induſtrie, Bergbau, Ge⸗ 
werbe, Handel und Verkehr, 
Geld-, Kredit-, Verſicherungs⸗ 
weſen, freie Berufe, öffentlicher 
Dienſt. Die Zahl der Vertreter 


Länderrat: 


18 Länderräte und zwar: 8 Lan- 
deshauptmänner und 8 Landes- 
finanzreferenten, der Bürger- 
meiſter und ein weiterer Ver- 
treter von Wien. Im Vorſitz 
wechſeln die Länder halbjähr⸗ 
lich in alphabetiſcher Folge. 


nehmigung von politiſchen richtet ſich nach der Zahl der 

Staatsverträgen, die nicht ge- Berufsangehörigen, jedo muß 

ſetzesändernd ſind. jede Hauptgruppe wenigſtens 
drei haben. Den Vorſitzenden 
wählen ſie aus ihrer Mitte. 


Vorſitzenden aus ihrer Mitte. 


Vollziehung des Bundes. 


Bundespräſident. 


Er wird auf Grund eines Dreiervorſchlages der Bundesver- 
ſammlung von den Bürgermeiſtern aller Ortsgemeinden in ge⸗ 
heimer Abſtimmung (in Wien) durch Stimmenmehrheit (für 
7 Jahre) gewählt. 


Aufgaben: Ernennung des Bundeskanzlers und (über deſſen 
Vorſchlag) der übrigen Regierungsmitglieder, Ernennung des 
Staatsrates, der Beamten. Vertretung des Bundes nach außen. 
year von Gtaatsverträgen, Amneſtien, Begnadigungen, 
Auszeichnungen. Oberbefehl über die bewaffnete Macht. 


Notrecht des Bundes präſidenten: Wenn der Staat unmittelbar 
bedroht iſt, kann der Bundespräſident (mit beſtimmten Ein⸗ 
ſchränkungen) die notwendigen Maßnahmen durch vorläufige, 
geſetzändernde Verordnungen treffen. Dadurch kann die Verfaſ⸗ 
fung wohl in Einzelheiten, nicht aber in ihrer Geſamtheit ab- 
geändert werden. 


Bundesregierung. 
Bundeskanzler, Vizekanzler, Bundesminiſter, Staatsſelretäre. 


Zur Beſorgung der Geſchäfte ſind das Bundeskanzleramt, die 
Bundesminiſterien und die ihnen unterſtellten Amter berufen. 


Notrecht der Bundesregierung: Zur Aufrechterhaltung der öf⸗ 
fentlichen Sicherheit und Ordnung, zur ahrung wichtiger 
Belange kann die Bundesregierung im Falle der a 
Dringlichkeit die nötigen Maßnahmen durch vorläufige geſetz⸗ 
ändernde (Verfaſſungsgeſetze aber nicht!) Verordnungen tref⸗ 
en. Wenn dann aber der Bundestag bei Anweſenheit wenig - 
tens der Hälfte feiner Mitglieder mit Zweidrittelmehrheit die 
ufhebung verlangt, muß die Notverordnung ſofort außer 
Kraft geſetzt werden. 


Die Länder. 


Geſetzgebung. 


Verwaltung. Wien. 


Die Landesregierungen: 1 4 dat deen 
Landeshauptmann: Vom Bundespräſidenten auf iſt eine Gebietskörperſchaft befon- 
Vorſchlag des Landtages ernannt. ; deren Rechtes. Bürgermeiſter uf 
dec, dee en , dend dene. er Bees derte, el 

. er andesräte (höchſtens 5), vom Landes- 2 1 I Ä 
at . dnl den hauptmann ernannt. ? ae ag die Stadtvertre⸗ 


n b tung, die iener Bürgerſchaft“ 
räſidenten aus ſeiner Mitte. Behörden: (ähnlich dem Landtag), die . 
hauptmänner, Bezirksvorſteher, Be⸗ 
zirksvertretungen. 


Die Landtage: 


Zuſammenſetzung: Vertreter der 
Kirchen, des Schul-, Erziehungs- u. 
Volksbildungsweſens, der Wiſſen⸗ 


Aufgaben: Gutachten und Be⸗ 
ſchlüſſe über Geſetzes- und andere 
Vorlagen der Landesregierungen. 
Die Geſetzesbeſchlüſſe dürfen nur 
mit Zuſtimmung des Bundeskanz⸗ 
lers kundgemacht werden. 


Landeshauptmannſchaft (mit einem Regierungs⸗ 
direktor), Bezirkshauptmannſchaften. 
Verwaltungsbezirke, Ortsgemeinden, Orts · 
gemeinden verbände. 

Gemeindetage (Vertreter ähnlich wie bei den 
Landtagen): Bügermeifter, Gemeinderäte 
(Stadträte). Die Bürgermeiſter und Gemeinde⸗ 
räte werden von den Gemeindetagen gewählt. 
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Lans wirtſchaft, 


.. Ackerland 19.000 km? 
22°/o der Fläche 


BREGENZ: 


Veide 13.546 km 
2 16% der fläche 


Wald 31.665 Um- 
38°/o der Fläche 
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KLAGENFURT 


Die Hauptftäöte der Länder. 


Oſterreichs Bergländer und Ebenen. 


„EISEN STADT 


2 STAATSGRENZE 
„ GEBIRGSKAMME 
> FlÜssE 
BERGLAND 
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Rarte ı. 


Wo die Donau zwiſchen Alpen und Karpathen durchbricht, war in alten 
Zeiten eine Völkerpforte. Hier brachen die kriegeriſchen Hunnen und nach 
ihnen die Awaren von Oſten ber ins deutſche Kulturland am Rhein ein. 
Karl der Große ſchlug die Awaren zurück und errichtete zwiſchen Alpen und 
Karpathen die Oſtmark um 800. Später brachen die Angarn ein und zerſtör⸗ 
ten die Oſtmark wieder. Otto der Große ſchlug die Ungarn zurück und er⸗ 
richtete die Oſtmark wieder. Am 976 wurden die Babenberger Markgrafen 
der Oſtmark. Ihr Geſchlecht regierte von 976 bis 1246. Sie erwarben zur 
alten Oſtmark die Steiermark im Jahre 1192. 
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GALIZIEN 


Karte 2. 


Groß wurde Öfterreich unter Kaiſer Maximilian. Dieſer heiratete Maria 
v. Burgund, die Erbtochter des Herzogtums Burgund. So kam das meiſte Land 
an der Weſtgrenze Deutſchlands zu Oſterreich. Das Herzogtum Burgund 
reichte damals v. der Schweiz bis zu den Niederlanden. In den gleichen Jahren 
ſchloſſen die Habsburger Erbverträge mit den Angarn u. Böhmen, jo daß auch 
dieſe Länder an Öfterreich fielen. Nun war alles Land um den Oſten, Süden 
und Weſten Deutſchlands öſterreichiſch. Es verband Rhein, Donau, Elbe und 
Oder und damit wichtige Handelswege. Oſterreich war wie ein Rahmen um 
Deutſchlands Grenzen; wie ein feſter Ring zu feinem Schutz und Schirm. 


Karte z. 


Die Habsburger waren jahrhundertelang auch Deutſche Kaiſer. Deshalb ver- 
band ſich Oſterreichs Geſchichte eng mit der deutſchen. Die Habsburger muß- 
ten als Deutſche Kaiſer ihren Blick dorthin richten, woher die größte Ge⸗ 
fahr für Deutſchland kam. Seit 1526 ſtürmten die Türken immer wilder 
gegen ungarn. Die Oſterreicher als Nachbarn halfen den Ungarn und dieſe ver- 
banden ibr Land mit Oſterreich, um es beſſer beſchützen zu können. So kam 
es daß Oſterreich ſeit der Neuzeit nach Oſten wuchs. Im Kampf mit den 
Türten gewann es bis 1718 alles Land bis Belgrad (Prinz Eugen). Mit den 
Tücten zu viel beſchäftigt, verlor Oſterreich aber die Länder im Weiten. 
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1718-39 


BOSNIEN 


Karte 4. 


Nun iſt eine lange, große Zeit der Geſchichte erfüllt. Oſterreich war einmal 
klein, iſt dann groß geworden und iſt jetzt wieder klein. Wir ſehen unſer liebes, 
kleines Vaterland inmitten aller Länder, die einſt mit ihm verbunden waren 
und denen es Friede und Kultur gebracht hat. Dieſe Länder ſind heute unſere 
Nachbarn, die unſere Heimat als ihre frühere Heimat ehren müſſen. Anſer 
Oſterreich iſt wieder die kleine Oſtmark geworden wie ſie einſt war. Die 
große Vergangenheit hinter uns mahnt uns zu großer Tat. Wir wollen 
nicht erben und herrſchen, wir wollen leben und wirken für unſer Oſtmarkland 
an der Donau, an deſſen Afern einſt die Nibelungen ſangen, ſtritten u. ſtarben 


Rot-weiß-Rot zur See 


Auf U 29 im Abriakrieg. Don Joſef Günther Lettenmair. Mit farbigem 
Umſchlagbild und vielen Tertbildern. 224 Seiten. Halbleinen. 


Das Heldenlied der ruhmreichen öſterreichiſch⸗ ungariſchen Kriegsmarine. 
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FE leere! Ocſterreich 


. Seine Geſchichte. 
Erzählt von Fritz Hernöl. 248 Seiten. Halbleinen. 


Eine ſtolze Schau öſterreichiſcher Geſchichte aus 
den Tagen Karls ö. Gr. bis in die Gegenwart. 


ERZÄHLT VON FRITZ HERNDL 


Paſubio 


Roman von Robert Skorpil. 384 8. Ganzleinen. 
G. und 7. Tauſend. 


Ein öſterreichiſches Kriegsbuch, das vor allem 


den Menſchen im Soldaten ſieht. Im Mittelpunkt 
der meiſtumkümpfte Doppelgipfel der Süd front. 


Kleine Literaturgeſchichte 
des deutſchen Sprachraumes 


Von Dr. Hermann Lechner. 400 Seiten. Ganzleinen. 


Knappſte/ überlegte Gliederung, daher für leichtes Erfaſſen und Merken. 
Bedachtnahme auf Juſammenhänge. Einbeziehung der neueften Jeit (bis 
1934); Würdigung der öſterreichiſchen Kulturleiſtung. 
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